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Verordnung zur Regelung von Angelegenheiten auf dem Gebiet des Notarwesens

(Notarverordnung — NotV)

Vom 6. Januar 2015

Auf Grund

- des § 6 Absatz 4 Satz 1 der Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 303-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, der durch Artikel 1 Nummer 1 des Gesetzes vom 2. April
2009 (BGBIL. I S. 696) eingefiigt worden ist, in Verbindung mit § 1 Nummer 30 der Justiz-

Zustandigkeitsiibertragungsverordnung vom 9. April 2014 (GVBL. II Nr. 23);

- des § 7 Absatz 5 Satz 2 der Bundesnotarordnung, der durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 29. Januar
1991 (BGBI. I S. 150) gedndert worden ist, in Verbindung mit § 1 Nummer 30 der Justiz-Zustindig-

keitsiibertragungsverordnung;

- des § 9 Absatz 1 Satz 2 der Bundesnotarordnung, der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 31. August
1998 (BGBI. I S. 2585) neu gefasst worden ist, in Verbindung mit § 1 Nummer 30 der Justiz-Zusténdig-

keitsiibertragungsverordnung;

—  des § 25 Absatz 2 Satz 1 der Bundesnotarordnung, der durch Artikel 1 Nummer 22 des Gesetzes vom 31. Au-
gust 1998 (BGBL. 1 S. 2585) eingefiigt worden ist, in Verbindung mit § 1 Nummer 30 der Justiz-Zustdndig-

keitsiibertragungsverordnung;

- des § 112 Satz 1 der Bundesnotarordnung, der durch Artikel 3 Nummer 20 des Gesetzes vom 30. Juli 2009
(BGBI. I S. 2449, 2464) neu gefasst worden ist, in Verbindung mit § 1 Nummer 30 der Justiz-Zustandig-

keitslibertragungsverordnung

verordnet der Minister der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz:

Abschnitt 1

Angelegenheiten der Notarinnen und Notare

§1

Gemeinsame Berufsausiibung der Notarinnen und Notare

(1)  Zur hauptberuflichen Amtsausiibung bestellte Notarinnen und Notare diirfen sich nur mit Genehmigung der
Aufsichtsbehorde nach Anhérung der Notarkammer mit am selben Amtssitz bestellten Notarinnen und Notaren zur
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gemeinsamen Berufsausiibung verbinden oder mit ihnen gemeinsame Geschéftsraume haben. Die Genehmigung kann
mit Auflagen verbunden oder befristet werden.

(2) Voraussetzung fiir die Genehmigung einer Verbindung nach Absatz 1 ist die vertragliche Sicherstellung der
Eigenverantwortlichkeit, selbststdndigen Amtsfilhrung und inhaltlichen Gleichstellung jeder Partnerin und jedes
Partners.

(3) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung nach Absatz 1 ist unter Vorlage des Sozietitsvertrages zu be-
griinden.

(4) Eine Beendigung von Verbindungen nach Absatz 1 oder eine Anderung des Sozietitsvertrages ist der Auf-
sichtsbehorde anzuzeigen. Die Fortfiihrung mit einem Dritten bedarf der erneuten Genehmigung.

§2

Beschiftigung von juristischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

(1) Die Beschiftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Befdhigung zum Richteramt, Laufbahnpriifung
fiir das Amt des Bezirksnotars oder Abschluss als Diplom-Juristin oder Diplom-Jurist (juristische Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter) bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde. Vor einer Entscheidung ist die Notarkammer anzu-
horen; der Aufsichtsbehorde ist der Anstellungsvertrag vorzulegen.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die fiir die Beschéftigung vorgesehene juristische Mitarbeiterin oder
der fiir die Beschiftigung vorgesehene juristische Mitarbeiter zur Rechtsanwaltschaft zugelassen ist oder eine rechts-
beratende Tatigkeit aulerhalb des Anstellungsverhiltnisses mit der Notarin oder dem Notar ausiibt.

(3) Die Genehmigung kann mit Auflagen verbunden, mit dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt oder befristet wer-
den.

§3

Anrechnungszeiten bei erneuter Bestellung

Bei einer erneuten Bestellung zur Notarin oder zum Notar sind die Zeiten einer voriibergehenden Amtsniederlegung
nach § 48b der Bundesnotarordnung anzurechnen. Die Gesamtdauer aller Anrechnungszeiten aus diesem Grund darf
18 Monate nicht {iberschreiten. Eine bisherige Amtstatigkeit als Notarin oder Notar im Hauptberuf oder eine Tatig-
keit einer Notarin oder eines Notars auBler Dienst als Geschéftsfithrerin oder Geschiftsfiihrer in einer Standesorga-
nisation des Notariats, wegen derer das Amt des Notars niedergelegt worden ist, ist bei einer erneuten Bestellung in
vollem Umfang anzurechnen.

§4

Ubertragung von Befugnissen der Landesjustizverwaltung

Von den Befugnissen, die der Landesjustizverwaltung nach der Bundesnotarordnung zustehen, werden auf die Pra-
sidentin oder den Prisidenten des Oberlandesgerichts iibertragen:

1.  die Entscheidung iiber die Ubertragung der Verwahrung der Akten, Biicher oder Urkunden nach § 51 Absatz 1
Satz 2 der Bundesnotarordnung,

2. die Erteilung der Genehmigung bei Ubernahme von Raumen oder Angestellten nach § 53 Absatz 1 der Bundes-
notarordnung,

3. die Bestellung einer Notariatsverwalterin oder eines Notariatsverwalters und der vorzeitige Widerruf der Be-
stellung (§ 57 Absatz 2 Satz 1 und § 64 Absatz 1 Satz 3 der Bundesnotarordnung),

4.  die Mitteilung der Beendigung des Amtes eines Notariatsverwalters (§ 64 Absatz 1 Satz 2 der Bundesnotar-
ordnung).
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Abschnitt 2

Ausbildung der Notarassessorinnen und Notarassessoren

§5

Ziel des Anwirterdienstes

Ziel des Anwirterdienstes ist es, die Notarassessorinnen und Notarassessoren auf die Aufgaben der Notarin oder des
Notars als unabhéngiger Trager des offentlichen Amtes auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechtspflege vorzube-
reiten.

§6
Inhalt der Ausbildung

(1) Die Notarassessorin oder der Notarassessor soll in alle Arten notarieller Tatigkeit eingewiesen werden, wobei
auf die der Notarin und dem Notar obliegenden Belehrungs-, Beratungs- und Betreuungspflichten besonderes Ge-
wicht zu legen ist. Die Notarassessorin oder der Notarassessor ist an der Vorbereitung und Abwicklung von Ur-
kundsgeschéften zu beteiligen, bei Gesprichen mit den Parteien hinzuzuziehen und in der Zusammenarbeit mit Ge-
richten, Grundbuchdmtern und sonstigen Dienststellen zu iiben. Sie oder er soll auch im Steuer- und Kostenwesen
sowie in der Fithrung der Urkundenrolle und der sonstigen Biicher und Akten der Notarin und des Notars unterwiesen
und mit der Leitung und Organisation einer Notarstelle vertraut gemacht werden.

(2) Die Notarassessorin oder der Notarassessor ist iiber das Berufsrecht und die Pflichten einer Notarin und eines
Notars gegeniiber der Notarkammer Brandenburg und der Lédndernotarkasse zu unterrichten. Die Priasidentin oder der
Prisident der Notarkammer kann die Notarassessorin oder den Notarassessor verpflichten, Gutachten zu erstellen und
Vortrdge in Kammerversammlungen zu halten sowie bei anderen Aus- und Fortbildungsveranstaltungen mitzu-
wirken.

(3) Mit fortschreitender Ausbildungszeit soll die Notarassessorin oder der Notarassessor in vermehrtem Umfang
zur Tétigkeit als Notarvertreterin oder Notarvertreter oder Notariatsverwalterin oder Notariatsverwalter herangezogen
werden.

(4) Die Notarassessorin oder der Notarassessor muss ohne Riicksicht auf die personelle Besetzung der Notarstelle
der Ausbildungsnotarin oder des Ausbildungsnotars auf Anforderung der Prasidentin oder des Présidenten der Notar-
kammer zu anderweitigen Dienstleistungen zur Verfligung stehen.

§7
Ausbildungsstellen

(1) In den ersten zwei Jahren des Anwarterdienstes soll die Notarassessorin oder der Notarassessor mindestens
zwei Notarinnen oder Notaren zur Ausbildung zugewiesen werden, deren Amtssitze sich nicht am gleichen Ort be-
finden und deren Amter unterschiedliche Strukturen aufweisen sollen. Die Notarassessorin oder der Notarassessor
soll insgesamt mindestens 18 Monate des Anwérterdienstes bei Notarinnen oder Notaren oder als Notarvertreterin
oder Notarvertreter oder als Notariatsverwalterin oder Notariatsverwalter ableisten. Sie oder er hat von den Standes-
organisationen veranstaltete oder benannte Ausbildungskurse und Fortbildungsveranstaltungen zu besuchen.

(2) Fiir die Zuweisung einer Notarassessorin oder eines Notarassessors an eine Notarin oder einen Notar ist grund-
sitzlich maB3gebend, ob die Notarstelle und deren Inhaberin oder Inhaber zur Ausbildung von Notarassessorinnen und
Notarassessoren geeignet sind.

(3) Anstelle oder neben der Uberweisung an eine Notarin oder einen Notar kann die Notarassessorin oder der No-
tarassessor auch an eine Standesorganisation (zum Beispiel Notarkammer, Landernotarkasse, Bundesnotarkammer,
Deutsches Notarinstitut) oder an eine oberste Landesbehorde, die eine dem Zweck der Ausbildung dienende Tétigkeit
der Notarassessorin oder des Notarassessors gewahrleistet, iiberwiesen werden. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberiihrt.
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(4) Die Notarassessorin oder der Notarassessor kann auch an ausldndische Notarinnen oder Notare oder Standes-
organisationen abgeordnet werden. Zeiten eines solchen Auslandspraktikums werden angerechnet, soweit sie sechs
Monate nicht {iberschreiten und ein Beurteilungsbeitrag im Sinne des § 8 Absatz 2 Satz 3 vorliegt.

§8

Beurteilung
(1) Die Notarassessorin oder der Notarassessor ist zu beurteilen
1. auf Anforderung des fiir Justiz zustdndigen Ministeriums,
2. Dbei der ersten Bewerbung um eine freie Notarstelle.

(2) Die Beurteilung der Notarassessorin oder des Notarassessors erteilt die Priasidentin oder der Prisident der No-
tarkammer. Jede Notarin und jeder Notar, bei dem eine Notarassessorin oder ein Notarassessor ldnger als drei Monate
beschiftigt war, erstellt bei Ablauf der Zuweisung oder Abordnung einen schriftlichen Beurteilungsbeitrag. War die
Notarassessorin oder der Notarassessor bei einer Stelle im Sinne des § 7 Absatz 3 oder 4 ldnger als drei Monate tétig,
so erstellt die zur Vertretung dieser Stelle berufene Person einen schriftlichen Beurteilungsbeitrag.

(3) Beurteilungsbeitrige und Beurteilungen miissen erkennen lassen, ob die Notarassessorin oder der Notarassessor
fiir das Amt der Notarin oder des Notars geeignet ist. Sie sollen die Leistungen der Notarassessorin oder des Notar-
assessors im Vergleich zu anderen Notarassessorinnen und Notarassessoren objektiv darstellen und von ihrer oder
seiner Eignung, Befdhigung und Leistung ein zutreffendes Bild geben.

(4) Beurteilungsbeitridge und Beurteilungen schlieen mit einem Gesamturteil (fiir das Amt der Notarin/des Notars
geeignet; fiir das Amt der Notarin/des Notars noch nicht geeignet; fiir das Amt der Notarin/des Notars nicht geeignet)
ab.

(5) Die von der Prisidentin oder dem Prisidenten der Notarkammer erstellte Beurteilung wird dem fiir Justiz zu-
stindigen Ministerium iibersandt. Vor der Ubersendung ist die Beurteilung der Notarassessorin oder dem Notar-
assessor durch Ubersendung einer Kopie zu erdffnen.

§9
Anrechnung von Zeiten auf die Dauer des Anwiirterdienstes

(1) Zeiten, in denen die Notarassessorin oder der Notarassessor bei einer Ausbildungsstelle nach § 7 Absatz 3
Satz 1 titig war, werden auf die Dauer des Anwiérterdienstes angerechnet.

(2) Auf die Dauer des nach § 6 Absatz 3 Satz 2 der Bundesnotarordnung zu beriicksichtigenden Anwirterdienstes
einer sich auf eine ausgeschriebene Notarstelle bewerbenden Notarassessorin oder eines sich auf eine ausgeschrie-
bene Notarstelle bewerbenden Notarassessors werden auf Antrag der Notarassessorin oder des Notarassessors ange-
rechnet:

1. Wehr- und Ersatzdienstzeiten bis zu der fiir die Notarassessorin oder den Notarassessor bei Antritt dieses
Dienstes mafBigeblichen gesetzlichen Dauer des Grundwehrdienstes,

2. Zeiten eines Beschéftigungsverbotes nach Mutterschutzvorschriften wahrend des Anwérterdienstes,
3. Zeiten der Freistellung wegen der Inanspruchnahme von Elternzeit wiahrend des Anwirterdienstes.

(3) Zeiten nach Absatz 2 werden nur angerechnet, wenn die Notarassessorin oder der Notarassessor im mafigeb-
lichen Zeitpunkt mindestens drei Jahre Anwérterdienst geleistet hat. Maf3geblicher Zeitpunkt fiir die Berechnung der
geleisteten Anwirterdienstzeit ist das Ende der Bewerbungsfrist fiir die ausgeschriebene Notarstelle. Ist die Notar-
stelle zu diesem Zeitpunkt noch nicht besetzbar, so ist der Zeitpunkt der Besetzbarkeit mafigebend. Zeiten nach Ab-
satz 2 werden zusammen nur bis zu einer Dauer von zwei Jahren angerechnet.
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(4) Der Antrag nach Absatz 2 ist schriftlich zu stellen und muss spétestens im Zeitpunkt der Bewerbung um eine
Notarstelle bei dem fiir Justiz zustédndigen Ministerium eingehen. Nachweise fiir anzurechnende Zeiten sind beizu-
fiigen.

§10

Dienstunfihigkeit wegen Krankheit

(1) Wird die Notarassessorin oder der Notarassessor wegen Krankheit dienstunfihig, ist dies der Notarkammer
durch Vorlage einer érztlichen Bescheinigung unverziiglich anzuzeigen und die Ausbildungsstelle, bei der die Notar-
assessorin oder der Notarassessor beschiftigt ist, unverziiglich zu informieren.

(2) Die Notarkammer berichtet dem flir Justiz zustédndigen Ministerium bei der Bewerbung der Notarassessorin
oder des Notarassessors um eine freie Notarstelle, wenn sich aus der Dauer oder der Art der Krankheit einer Notar-
assessorin oder eines Notarassessors Bedenken gegen deren korperliche Tauglichkeit ergeben.

(3) Die Notarkammer kann zum Nachweis einer Krankheit von der Notarassessorin oder dem Notarassessor, falls
dies erforderlich erscheint, die Vorlage einer amtsérztlichen Bescheinigung verlangen.

(4) Dienstunterbrechungen infolge Dienstunfahigkeit wegen Krankheit werden bis zu 30 Tagen jahrlich auf die
Dauer des Anwirterdienstes angerechnet; dies gilt nicht, wenn die Notarassessorin oder der Notarassessor den nach
Absatz 3 geforderten Nachweis nicht erbracht hat. Uber eine weitergehende Anrechnung entscheidet die Prisidentin
oder der Prisident der Notarkammer im Einvernehmen mit dem fiir Justiz zustindigen Ministerium.

§11
Urlaub

(1) Die Notarassessorin oder der Notarassessor erhélt unter Anrechnung auf den Anwiérterdienst Erholungsurlaub
von gleicher Dauer wie eine Richterin oder ein Richter auf Probe im Land Brandenburg. Den Erholungsurlaub erteilt
die Présidentin oder der Président der Notarkammer auf Antrag der Notarassessorin oder des Notarassessors. Der
Antrag ist durch die Notarassessorin oder den Notarassessor {iber die Ausbildungsstelle vorzulegen.

(2) Urlaub aus anderen Anlédssen und Dienstbefreiung kann entsprechend den fiir Richterinnen und Richter auf
Probe im Land Brandenburg geltenden Bestimmungen gewéhrt werden. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Urlaub, der nicht Erholungsurlaub ist, wird bis zu 14 Tagen jéhrlich auf die Dauer des Anwiérterdienstes ange-
rechnet. Uber eine weitergehende Anrechnung entscheidet die Prisidentin oder der Prisident der Notarkammer im
Einvernehmen mit dem fiir Justiz zustdndigen Ministerium.

Abschnitt 3

Schlussvorschrift

§12
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung zur Regelung von
Angelegenheiten auf dem Gebiet des Notarwesens vom 17. Februar 1999 (GVBI. II S. 121), die Verordnung iiber die
Beschiftigung von Mitarbeitern mit Befdhigung zum Richteramt, Laufbahnpriifung fiir das Amt des Bezirksnotars
oder Abschluss als Diplomjurist durch Notare vom 17. Februar 1999 (GVBL. II S. 125), die Verordnung zur Uber-
fithrung der Anstellungsverhéltnisse der Notaranwérter des Landes Brandenburg in ein 6ffentlich-rechtliches Dienst-
verhiltnis vom 17. Februar 1999 (GVBI. II S. 124) und die Verordnung iiber die Ausbildung der Notarassessoren
vom 17. Februar 1999 (GVBI. II S. 122) aufler Kraft.
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Potsdam, den 6. Januar 2015

Der Minister der Justiz
und fiir Europa und Verbraucherschutz

Dr. Helmuth Markov

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg
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	Dienstunfähigkeit wegen Krankheit
	(1) Wird die Notarassessorin oder der Notarassessor wegen Krankheit dienstunfähig, ist dies der Notarkammer durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung unverzüglich anzuzeigen und die Ausbildungsstelle, bei der die Notar-assessorin oder der Notarassessor beschäftigt ist, unverzüglich zu informieren. 
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